
Zu Hillary Clinton schreibt Kommersant
(Moskau): „Die Stärke von Hillary Clinton,
nämlich ihre große Erfahrung, könnte sich
als ihre größte Schwäche erweisen. Ein
großer Teil der Wähler wie der Elite könnte
eine Neuauflage der Clinton-Ära ablehnen,
weil sie sich von einem neuen demokrati-
schen Präsidenten mehr erwarten.“

Zum selben Thema meint der Express
(Köln): „Frauen drängen an die Macht und
das ist auch gut so. Denn sie bringen ande-
re Sichtweisen und einen anderen Stil in
die Politik. Mit ihrer Kandidatur für höchste
Ämter sorgen sie dafür, dass Wahlen wie-
der spannender werden.“

Zum Mord an Hrant Dink kommentiert In-
formation (Kopenhagen): „Die moralische
Verantwortung liegt bei der gesamten türki-
schen Nation, die mit ihrer eigenen Ge-
schichte nicht konfrontiert werden will und
die Vergangenheit nicht rechtzeitig aufgear-
beitet hat. In all den Jahren, seit die türki-
sche EU-Mitgliedschaft in Reichweite ge-
kommen ist und das Land ernsthaft Refor-
men angepackt hat, haben die nationalen
Traumata Armenien, Zypern, Kurden und in
gewisser Weise auch die Rolle des Militärs
nie zur Debatte gestanden.“

Zu Steinmeier/Kurnaz bemerkt Der Stan-
dard (Wien): „Auch wenn es sehr peinlich
wäre, während der EU-Präsidentschaft ei-
nen geschätzten Außenminister zu verlie-
ren – sollten sich die Vorwürfe bewahrhei-
ten, ist Steinmeier nicht zu halten.“

PRESSESCHAU

Serbien anno 2007
erinnert an die bibli-
sche Josefsgeschich-
te: Sieben Jahre dien-
te Jakob bei Laban,
um die bezaubernde
Rahel zur Frau zu be-
kommen. Als die Zeit
um war, fand sich Ja-

kob betrogen und musste weitere fünf
Jahre Fron leisten. So ähnlich ergeht es
derzeit dem Rest Jugoslawiens. Sieben
Jahre nach dem Sturz von Milosevic ha-
ben sich weder Wohlstand noch Demo-
kratie eingestellt. Und schon wieder ver-
sprechen Politiker Wunder: die demo-
kratische und prowestliche Opposition
den schnellen Eintritt ins Wunderland
der Europäischen Union, die Nationalis-
ten den ewigen Erhalt des Kosovo. 

Das Wahlergebnis zeigt jedoch, dass
die Serben beide Lügen erkannt haben.
In Wahrheit ist das Kosovo längst verlo-
ren. Die eigentlichen Probleme liegen in
Serbien selbst. Deshalb hat der demo-
kratische Block die meisten Stimmen
erhalten. Dennoch ist die radikalste Par-
tei zugleich die stärkste geworden. Die
Erinnerungen an die sezessionistische
Politik der EU und die Nato-Bomben sind
noch nicht verblasst. Nationalismus gilt
in Serbien deshalb nicht als Schande,
sondern als Überlebensgarantie. Daran
ändern auch Wahlen nichts.  

@k.kipuros@lvz.de

STANDPUNKT

Von Kostas Kipuros

Sieben Jahre 

Was haben Bahnchef
Hartmut Mehdorn
und die Stahlträger
am Berliner Haupt-
bahnhof gemeinsam?
Beide sind Scheinrie-
sen. Die tonnen-
schweren Träger pus-
tet bereits eine 80-

Stundenkilometer-Böe vom Dach. Und
auch Mehdorn hat längst nicht so viel
Substanz, wie er gerne vorgibt. Der
Bahnchef sieht sich als Spitzen-Mana-
ger, der mit dem Börsengang des Unter-
nehmens sein Meisterstück vollbringen
will. In seinem selbstherrlichen Auftre-
ten ist er bereits in der obersten Liga
angekommen. Nach den Chaostagen
am Hauptbahnhof fehlte nur noch, dass
Mehdorn auf dem Vorplatz das Victory-
Zeichen macht.

Die Brisanz der Beinah-Katastrophe,
die Wut der Reisenden, der Imagescha-
den für die Bahn – all das scheint an
ihm vorbeigegangen zu sein. Zweimal
wurde der erst acht Monate alte Bahn-
hof innerhalb weniger Tage evakuiert.
Zweimal lieferte die Bahn ein blamables
Krisenmanagement ab. Selbst wenn
Mehdorn nicht persönlich für die skan-
dalöse Stahlkonstruktion und daraus
folgende Sturmschäden verantwortlich
ist. Er muss die Folgen für seine Kun-
den erträglich gestalten. Davon war
nichts zu spüren. Stattdessen: Desin-
formation, orientierungslose Gäste,
pampige Antworten von überforderten
Mitarbeitern. Die massiven Entlassun-
gen bei der Bahn mögen gut für die Bi-
lanzen sein, in Notfällen fehlt es ent-
scheidend an Personal. Auch bei der
Suche nach Verantwortlichen für den
Pfusch am Bau macht Mehdorn keine
gute Figur.

Der Bahnchef erweckt den Eindruck,
als habe er mit der Architektur nichts
am Hut. Um die umstrittene Verkürzung
des Ost-West-Daches eigenmächtig an-
zuordnen, scheinen seine Befugnisse
gereicht zu haben. Dass die Bahn an ih-
rem Prestigeobjekt sparen wollte, ist
bekannt. Bei einem Preis von einer Milli-
arde Euro wären ein paar Schrauben für
die Träger allerdings noch drin gewesen.

@korr.berlin@lvz.de

KOMMENTAR

Von Maja Zehrt

Verpfuscht 

Berlin. Die Bundesregierung hat im Jahr
2002 kein Angebot der US-Behörden zur
Freilassung des damaligen Guantánamo-
Häftlings und so genannten Bremer Tali-
ban Murat Kurnaz erhalten. Das ergibt
sich aus Hinweisen, die dieser Zeitung
aus Geheimdienstkreisen vorliegen. Es
habe lediglich ein Gespräch eines BND-
Mitarbeiters mit einem CIA-Angehörigen
in den USA gegeben, aus dem der deut-
sche Beamte einen entsprechenden Ver-
merk für seine eigenen Interessen ange-
fertigt habe, wurde dieser Zeitung bestä-
tigt. Der BND habe zur Aufklärung der
Terrorszene den in Deutschland gebore-
nen Türken Kurnaz zur Szene-Beobach-
tung einsetzen wollen. Regierungsstellen
in den USA, nicht zuletzt das Verteidi-
gungsministerium, hätten 2002 jede
Freilassung von Kurnaz oder Abschie-
bung nach Deutschland abgelehnt. 

Wegen möglicher unterlassener Hilfe-
leistung ist der frühere Kanzleramtschef
Frank-Walter Steinmeier (SPD), heute
Außenminister, verstärkt in die Kritik ge-
raten. Es seien im Fall Kurnaz „durch-
weg verantwortungsvolle Entscheidun-
gen getroffen worden“ und er empfinde
„das, wofür ich gestanden habe, nicht als
Ballast, denn es war ja nicht die Verant-

wortung für verwegene Geheimdienst-
operationen“, so Steinmeier in einem In-
terview im Herbst 2006. Jetzt äußert er
sich „aus Rücksicht“ auf das Parlament
zur Sache nicht mehr, weil er, vermutlich
im April, vor den entsprechenden BND-
Untersuchungsausschuss geladen wird.

Das versteht selbst der Ausschuss-Ob-
mann der CDU, Hermann Gröhe, nicht
ganz. Gegenüber dieser Zeitung sagte
Gröhe: „Eine politische Aussage des Mi-

nisters zu den Vorwürfen eines mögli-
cherweise bewusst verweigerten Schut-
zes für Kurnaz wäre überhaupt keine
Brüskierung des Ausschusses.“ Schließ-
lich nehme der Ausschuss die Aufklä-
rung stellvertretend für die Öffentlichkeit
wahr. „Wenn ein Politiker selber mit dem
Weg an die Öffentlichkeit die Arbeit des
Ausschusses beschleunigt, dann ist das
nichts, was ihm vorzuwerfen wäre“.

Gröhe meinte: „Niemand weiß schon

so viel, um die Vorverurteilungskeule zu
schwingen. Aber die Dinge, die neu auf-
getaucht sind, sind gravierend genug,
um intensiv nachzufragen.“ Die Affäre
sei jedenfalls „kein Sturm im Wasser-
glas“. Man wisse heute über die Sache
mehr als 2006 die Regierung bei Abfas-
sung des entsprechenden Sachstandsbe-
richts.

Entschieden wehrte sich Gröhe gegen
die Vermutung, weil Union und SPD in
einer Koalition zusammenarbeiteten,
könnte sich die Union auf ein Herunter-
spielen der Vorwürfe einlassen. „Die
Union hat nicht die erste Aufgabe, die
Taten der rot-grünen Koalition zu vertei-
digen. Das sind Leute, die uns im Wahl-
kampf als US-Lakaien diffamiert haben.“
Und inzwischen stelle der Anwalt von
Kurnaz fest, mit der Kanzlerschaft von
Angela Merkel sei „der Schalter umge-
legt“ worden und Kurnaz freigekommen.
„Niemand von uns wird sich an einer
Vertuschung von Vorwürfen beteiligen,
nur um des lieben Koalitionsfriedens wil-
len“, so Gröhe. „Sollte einem Unschuldi-
gen bewusst der Schutz der Bundesrepu-
blik versagt worden sein, dann muss das
aus meiner Sicht zu Konsequenzen füh-
ren.“ Dieter Wonka

Abschiebung nach Deutschland abgelehnt 
Bundesregierung hat angeblich kein US-Angebot zur Freilassung von Murat Kurnaz erhalten

Unter Druck: Steinmeier soll vor den BND-Untersuchungsausschuss. Foto: dpa

Berlin. Vor 30 Jahren machte sich in
Westdeutschland die terroristische Sze-
ne Rote Armee Fraktion (RAF) auf ihren
blutigen Weg gegen Staat und Bürger.
Unter den Opfern waren auch zahlrei-
che Polizisten. Vor neun Jahren verkün-
deten die Reste ihre offizielle Auflö-
sung. Derzeit sitzen noch vier RAF-Tä-
ter in Haftanstalten. Es werden Gna-
denerlass und Freilassung diskutiert.
Zur Frage der Gnade für verurteilte
Terroristen, aber auch zum Fall Kur-
naz, zu unterlassener staatlicher Hilfe
und zum Polizei-Einsatz in Afghanistan
äußert sich Konrad Freiberg, Chef der
Gewerkschaft der Polizei (GdP) im In-
terview.

Frage: „Wegsperren und zwar für im-
mer“, sagte ein einstiger Kanzler über
Täter im Bereich Kindesmissbrauch.
Sind Sie für ein „Wegsperren für im-
mer“ bei den Ex-RAF-Tätern?

Freiberg: Das ist für alle eine Gewis-
sensfrage. Viele Polizisten waren 
RAF-Opfer. Von dieser besonderen Be-
troffenheit kann man sich bis heute
nicht freimachen. Voraussetzung für ei-
ne Gnaden-Diskussion sind zwei Dinge:
Der Täter muss erkennbar und aufrich-
tig bereuen und es darf von ihm keiner-
lei Gefahr mehr ausgehen. Wenn beide
Voraussetzungen erfüllt sind, halte ich
eine Debatte über staatliche Gnadener-
weise für verantwortbar.

Keine Gnade ohne Reue?
Ja. Ohne Reue und ohne Entschuldi-

gung kann es keinerlei Vergünstigung

für die Täter von damals geben. 
In Deutschland gibt es eine

breite Ablehnungsfront gegen
das Gefangenenlager Guantána-
mo und gegen Folter. Im Fall des
Bremer Taliban Murat Kurnaz
könnte es sein, dass deutsche
Verantwortliche Hilfe verweigert
und den Opferschutz aktiv abge-
lehnt haben. Halten Sie das für
denkbar?

Nein. Auch des-
halb gibt es großen
Aufklärungsbedarf.
Dazu müssen alle Beteiligten jetzt
schnell ihre Karten auf den Tisch legen.
Die Öffentlichkeit muss dringend und
umfassend erfahren, dass solch unge-
heuerliche Vorwürfe in unserem demo-
kratischen Rechtsstaat völlig ausge-
schlossen sind. Es ist erschütternd, was
in Guantánamo unter US-Aufsicht mit
Gefangenen offenbar angestellt wird.
Dafür darf es keinerlei deutsche Hilfs-
dienste gegeben haben. Sollten falsche
Entscheidungen von Verantwortlichen
in der Bundesrepublik getroffen wor-
den sein, dann ist es im Übrigen das
Mindeste, dass sich die Verantwortli-
chen beim Opfer dafür entschuldigen
und dass staatliche Entschädigung ge-
leistet wird. 

Die EU will den Polizeieinsatz in Af-
ghanistan, zum Zweck der Ausbildung,
verdreifachen. Nach deutschem Vorbild
soll mehr und gründlich ausgebildet
werden, auch direkt in den kriegeri-
schen Gebieten des Landes. Sind deut-

sche Polizisten die mutigeren
deutschen Soldaten? 

Das kann nicht die Frage
sein. Es muss, für deutsche Be-
hörden, bei der strikten Tren-
nung zwischen militärischen
und polizeilichen Aufgaben
bleiben – auch im Ausland. Ich
warne unsere Verantwortli-
chen dringend davor, sich auf

die US-Linie ein-
zulassen, Polizei
quasi paramilitä-
risch in Afghanis-

tan einzusetzen. Wir können und wol-
len natürlich bei der Ausbildung afgha-
nischer Polizeikräfte vor Ort helfen. Das
setzt aber die strikte Trennung zu mili-
tärischen Aufgaben voraus, und es ver-
langt den Schutz der Kolleginnen und
Kollegen gerade auch außerhalb von
Kabul. 

Ein stärkeres deutsches Polizei-En-
gagement wird also nicht am fehlenden
Personal scheitern?

Nein. Nur daran, dass die Amerika-
ner in Afghanistan eine andere Polizei
haben wollen. Geht es nach den USA,
dann sollte die Polizei direkter im Bür-
gerkrieg aktiv werden. Das kann und
darf aber kein deutsches Polizeibild
sein. Für solche Aufgaben muss das Mi-
litär ran. Zur Frage Kontingent-Größe
nur so viel: Es wird ganz sicher kein
sehr großes deutsches Polizei-Kontin-
gent entsandt werden können. Uns feh-
len die Kräfte. Und wir werden ganz si-
cher nur Polizisten ausbilden und ganz

gewiss keine Bürgerkriegs-Kräfte. Die
Amerikaner wollen Sheriffs haben – die
haben wir nicht und die wollen wir
nicht ausbilden. Die militärische
Grundausbildung müssen andere über-
nehmen, reguläre Soldaten beispiels-
weise. Interview: Dieter Wonka

„Ohne Reue keine Vergünstigungen“ 
Konrad Freiberg, Chef der Gewerkschaft der Polizei, über RAF-Begnadigungen, Guantánamo und Afghanistan

INTERVIEW

30 Jahre nach dem Deutschen Herbst soll über ihre Haftentlassung beziehungsweise Begnadigung entschieden werden: Brigitte Mohnhaupt und Christian Klar. Fotos: dpa

Werden Täter zu einer lebenslangen Frei-
heitsstrafe verurteilt, ist die Dauer unbe-
stimmt. Im Normalfall wird nach 15 Jah-
ren erstmals überprüft, ob sie auf Bewäh-
rung entlassen werden können. Wurde im
Urteil eine besondere Schwere der Schuld
festgestellt, ist eine Mindesthaftzeit von
etwa 18 Jahren üblich. Die Entlassungs-
Entscheidung trifft meist die Strafvollstre-
ckungskammer des Landgerichtes, das
für die Haftanstalt zuständig ist. Bei
Staatsschutzdelikten wie Terrorismus ent-
scheidet das Gericht, das die Täter verur-
teilt hatte. Im Fall von Christian Klar und
Brigitte Mohnhaupt ist dies das Oberlan-
desgericht Stuttgart.

Sie erhielten 1985 – nach heutigem
Recht nicht mehr mögliche – Strafen von
je fünfmal lebenslänglich plus 15 Jahren.
Zudem legte das Gericht Mindesthaftzei-
ten fest. Mohnhaupt hat diese Frist 2006
erreicht, Klar könnte 2008 entlassen wer-
den.

Unabhängig davon ist eine Begnadigung
möglich. Bei Staatsschutzdelikten ist der
Bundespräsident zuständig. Allerdings
hat Mohnhaupt – anders als Klar – kein
Gnadengesuch eingereicht. Wenn eine
Straftat nicht die Sicherheit der Bundesre-
publik gefährdet hat, ist die Begnadigung
Ländersache. In Thüringen übt dieses
Recht die Landesregierung aus, in Sach-
sen der Ministerpräsident. Bei schweren
Straftaten entscheidet er selbst, ansons-
ten hat er die Befugnis auf das Justizmi-
nisterium übertragen. Armin Görtz

Haftentlassung 

HINTERGRUND

Stimmen Sie heute 
von 8 bis 18 Uhr ab:

Per Telefon: wählen Sie die Rufnummer
0137 20 60 20 und die 1 für „ja“
0137 20 60 20 und die 2 für „nein“
Per SMS: Senden Sie den Kurztext 
LVZ TED und 1 für „ja“
LVZ TED und 2 für „nein“
an die Kurzwahl 5 2 0 2 0
Ein Anruf kostet 14 Cent, eine SMS kostet
49 Cent. Die Ergebnisse werden morgen
auf der Politikseite veröffentlicht.
Diskutieren Sie mit in unserem Leserfo-
rum unter http://www.lvz-online.de!

Sollen die RAF-Täter 
begnadigt werden?

TED

Karlsruhe. 30 Jahre Deutscher Herbst –
das bedeutet vor allem Gedenken an die
Opfer des RAF-Terrors und Erinnerung
an eine „bleierne Zeit“. Doch ins Konzert
der historischen Aufarbeitung könnten
sich Stimmen mischen, die eigentlich
nicht vorgesehen waren – die Stimmen
der Täter. Brigitte Mohnhaupt und Chris-
tian Klar, zwei der gefährlichsten RAF-
Terroristen jenes denkwürdigen Jahres
1977, könnten genau 30 Jahre später auf
freien Fuß kommen: Bei Mohnhaupt
zeichnet sich eine Entlassung auf Bewäh-
rung ab, bei Klar erwägt Bundespräsi-
dent Horst Köhler eine Begnadigung.

Nach einer gestrigen Anhörung vor
dem Oberlandesgericht Stuttgart sind
die Chancen der 57-jährigen Mohnhaupt
deutlich gestiegen, nach mehr als 24
Jahren Haft am 26. März freizukommen.
Die Bundesanwaltschaft beantragte die
Aussetzung der Strafe zur Bewährung
und signalisierte damit, dass sie die
einstige Rädelsführerin bei der Entfüh-
rung und Ermordung von Arbeitgeber-
präsident Hanns-Martin Schleyer nicht
länger für gefährlich hält.

Das kam überraschend, galt doch die
einstige Top-Terroristin lange Zeit als
unbelehrbar. Noch 1993, als eine Reihe
von RAF-Häftlingen die Abkehr vom
„bewaffneten Kampf“ erklärten, lehnte
Mohnhaupt Zugeständnisse ab. Anders
als Christian Klar hat sie diesen Staat bis
heute nicht um Gnade ersucht und es
beim Antrag auf reguläre Entlassung be-
wenden lassen. Die Vorzeichen dafür
sind gleichwohl günstig: Einem Gutach-
ten zufolge gilt Mohnhaupt nicht mehr
als rückfallgefährdet, und das bayeri-
sche Justizministerium bescheinigt ihr
gute Führung im Gefängnisalltag. Im
vergangenen Jahr durfte sie, in Beglei-
tung von Sicherheitsbeamten, neun Mal
probeweise das Gefängnis verlassen.

Damit wird deutlich: Die Justiz prüft
eine Entlassung mit stoischer Routine;
vom bisweilen hysterischen Verfolgungs-
eifer im Deutschen Herbst ist nichts
mehr zu spüren. Die Bundesanwalt-
schaft nimmt sogar in Kauf, dass Mohn-
haupt pünktlich zum Gedenken an die
Ermordung des einstigen Behördenchefs
freikommen kann. Generalbundesan-
walt Siegfried Buback war am 7. April
1977 in Karlsruhe erschossen worden –
als Täter wurden Mohnhaupt, Klar und
Knut Folkerts verurteilt.

Wie heikel eine solche Entlassung
dennoch ist, zeigt die Reaktion von Wal-
trude Schleyer: „Lasst die Mörderin mei-
nes Mannes nicht frei!“, forderte die Wit-
we des Arbeitgeberpräsidenten gestern
– und fügte hinzu: „Ich werde Brigitte
Mohnhaupt nie vergeben können.“
Schon deshalb dürfte eine Begnadigung
von Christian Klar noch längst nicht aus-
gemacht sein. Denn während eine Haft-
aussetzung zur Bewährung festen Re-
geln folgt, lässt das Gnadenrecht dem
Präsidenten weitgehend freie Hand. Er
könnte eine Begnadigung als großmütige
Geste der Versöhnung erklären oder mit
Rücksicht auf die Opfer gerade im Ge-
denkjahr darauf verzichten.

Rechtsanwalt Butz Peters plädiert da-
für, „im Jahr 30 nach dem Deutschen
Herbst einen Schlussstrich zu ziehen“.
Eine vorzeitige Entlassung Mohnhaupts
wäre zwar „eine bittere Ohrfeige für
weit über Hundert Angehörige der
Mohnhaupt-Mordopfer“, schreibt der
Buchautor („Tödlicher Irrtum – Die Ge-
schichte der RAF“) in einem Gastbeitrag
für diese Zeitung. Aber das Bundesver-
fassungsgericht urteilte, auch bei schwe-
rer Schuld müsse dem Verurteilten „eine
Chance verbleiben, seine Freiheit wie-
der erlangen zu können“. Und eine Ge-
fahr gehe von Mohnhaupt nicht mehr
aus: „Es ist unwahrscheinlich, dass sie
im Vorruhestandsalter eine Senioren-
RAF gründet.“ Wolfgang Janisch, dpa

@Den vollständigen Gastbeitrag von Butz Peters
lesen sie unter www.lvz-online.de/download

RAF-Terroristen

Chancen
auf Freiheit 

steigen

Konrad Freiberg
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